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haft. Gesellschafter

- Klägerin -

Abschrift

31 C 124117

Varkundet am 08.12.201 I

goz
Wilk. JOSekrAnw'in
als Lfrkundsbeamtln dar
Goschäftsetelle

Amtsgericht Oldenburg in Holetein

Uileil

lm Namen des Volkes

ln dem Rechtsstreil

EURO 200 Autovermletung Rudolf Bayer KG, vertreten durch d' persönl'

Rudolf Bayer, Siegburger Str. 40' 53229 Bonn

P rozes$bevollmächtioter:
Rechtsanwalt Utrlch Wennlng, Godesberger Allee 90, 53175 Bonn' Gz; Q0877117

gegon

- Beklagte -

wegen Forderung

hat das Amtsgericht Oldenburg in Holsteln durch den Rlchter Dr. Grundmann am 06.12'2018 aut

Grund des Sachstands vom 16.10.2018 ohne mündliche Verhendlung mit Zustlmmung der Par-

telen gemäß S 128 Abs. 2 ZPQ tÜr Recht erkannt:

Die Bektagte wrrd verurteilt, an die Klägerin 657,97 € nebst Zinsen hleraus in tlöhe von 5

prozentpunkten über dem Baslszinssatz seit 10.10.2014 sowie weitere 53,80 13 rrebstZin-

sen hieraus in l-löhe von 5 prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 03.02,2(118 zu zah-

len.
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lm Übrigen wird die Klage abgewlesen. ;

Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Das Urtell lst vorläuflg vollstreckbar Die Beklegte kann die Vollstreckung der Klägterin durch

Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urtells vollstreckbaren tletrags ab-

wenden, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % deg zu

vollstreckenden Betrags lelstet.

Beschluss

Der Streitwert wird auf 716,20 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Parteien streiten über restlichen Mietzins für ein Fahzeug.

Dio Klägerin ist ein Autovermietungsunternehmen. Die Beklagte ist ein Versicherung$unterneh-

men.

Die Klägerln macht eirren restlichen Mietzinsanspruch aus abgetretenem Recht gelten. Anlass

der Anrnietung war ein Verkehrsunfall, den die Zedentin mit dem Versicherungsnehmer der Be-

klagten am 18. August 2014ln Neustadt hatte. Elne Haftung des Versicherungsnehmets der Be-

Klagten zu 100 % ist zwischen den Parteien unstreitig'

Noch am Unfalttag teilte die Bekiagte der Zedentin mit, dass ihr einen Nutzungsausfall von netto

37 € bzw. ein Mietwagentagespreis von 38 € zustünde und dass sie sich an die Firmen lEuropcar,

Sixt, Caro-Autovermietr.ing oder Enterprise wenden und sich ein entsprechendes Fahrzeug art-

inrotan Konne (Bi. 37 d A.).

Auf Mttteilung der Zedentin am Unfalltag an dle Beklagte, dass elne Workstett ihr mitgeteilt habe,

dass das Fahrzeug welterhln fahrtauglich und verkehrssicher sel, wurde das geschädigte Fahr-

zeug am 20. August 2010 im Wege einer Notreparatur am Schließzyllnder der Heckklappe in-

standgesetzt, so dass ciie Zedentin in das 560 km entfernt liegenden Bonn mit dem geschädigten

Fahzeug fuhr

Dre Zedentin beauftragte in Bonn am2S.August 2014 das Sachverständlgenbüro/Irmit
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der Erstellung ernes Sachverständigengutachtens nachdem dss Auto bereits am 27 ' August 2014

besichtigt wurde Der Sachverständige kalkulierte für dle Reparatur I Arbeltstage und damit Ins"

gCIsamt 10 Werktage (Blatt 42 der Akte), Der Reperaturauftrag wurde am 11. September 2014

beendet, wobel zwischen den parteien streltlg lst, ob der Reparaturauftrag am 01. Stlptember er-

teilt wurde. Aus der Reparaturkostenrechnung vom 12. September 2014 (Bl. 45 d.A.) in Höhe von

7603,34 € wird keine Reparaturdauer ausgewlesen.

Dle Zedentin mtetete aufgrund des Verkehrsunfalls vom 19. August 2017 bel der Klägorin vom 27 '

August 2014 bis zum 11. September 2014 ein Fahrzeug unter Zugrundelegung der Mletpreisbe-

dingungen der Klägerin. Hierbei erbrachte dle Klägerin zahlreiche unfallspezlflsche Mehrleistun-

gen, insbesondere die Vorfinanzierung des Mietzinses und der Umsatzsteuer, die Zlu'veffügung-

stelung des Fahzeugs ohne Slcherheitsleistung, keine Zahlung der Selbstbeteiligurtg für eine

vcrll-und I eitkasKoversicherung und ungeklärter Hattung zum Zeitpunkt der Anmietung (l3latt 7 der

Akte) Die in Rechnung gesteilten Nebenkosten beruhten auf Lelstungen die sie Klägarin mit dert

Geschädigten vereinbart hatte'

Dle Ktägerin stellto der Zedentin mit Rechnung vom 16. September 2014 1657,49 € in Rechnung,

auf die die Bektagte 759,22€ bezahlte. In der Rechnung (Blatt 17 der Akte) sind für 1(i 1-age inklu-

sive alter Kilometer 10gg,15 € in Rechnung gestellt. Weiter werden Haftungsreduzierung in Höhe

vsn 24g,32€ uncj das Zustellen und Abholung von jeweils 22,69 (netto) in Rechnung gerstellt

Dte Klägerin rnahnte die Beklagte mit Schreiben vom 2. Oktober 2014 unter Fristeetzung bls zum

9. Oktober 2014 an,

rJ,e Klagerrl behauptet, dass das Geschädigten Fahzeug 16 Tage reparierl werden musste. Die

Klägerin ist der Anslcht, dass erforderliche Mietwegenkosten nach den Normaltarif nach der

Schwacke Llste (Automietpreisspiegel) im Postleitzahlgeblet des Geschädigten nach wo-

chen-und 3-Tages-und Tagespreisen zuzügllch eines pauschalen Aufschlag und der Nebenko-

sten, soweit dlese angefallen, erbrachten vereinbart worden slnd, be.rechnet werden.

Die Klägerin beantragt die

die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 716,20 € nabst Zlnsen in Höhe von {i Prozent-

punkten seit dern 10. Oktober 2014 sowie außergerichtliche Rechtsanwaltsgebühren in

Höhe von insgesamt 5 3,80 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpurrkten Über dom Basis-

zinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlan'

Die Beklagte beantragt,
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Die Beklagte behauptst, dass die Reparaturdauer dle vom Sachverständlg€n kalkr,rlierten Auf-

wand nicht überschrltten habe und dass die Zedentin nicht unfallbedingt vom 27 , Augtust 2014 bls

zum 11. Septemb er 2014 keinen Zugrift auf ihr Fahrzeug hatte. Die Beklagte behauptet, dass die

in Rechnung gestellten Mietwagenkosten weder angemessen noch notwendig waren Insbeson-

dere sel das Zustellen und Abholen nicht erforderlich gewesen. Weiterhin behauptet dier Beklagte,

dass die Zedentin in ihrem eigenen Kfz Haftpfllchtverslcherungsvertrag keirre Haftungsreduzle-

rung, also einen Ausschluss der Selbstbeteiligung im Schedensfall abgeschlossen hat, Die Be-

klagte behauptet, dass ein Reparaturauftrag nicht erst am 0l,September 201 erfolgte.

Die Beklagte ist der Ansjcht, dass das die Anmletung eines Fahzeugs bis zur Reparatur nicht er-

forderlich war. Die Beklagte lst femer der Ansicht, dasa die Zedenten g6gen ihre Schadensminde-

rungspflicht verstößt, wenn sie ein Angebot zu günstlgen Kondltionen des Kfz Haftpflicht versi'

chert unbeachtet tässt (Blatt 36 der Akte). Die Beklagte ist der Ansicht, dass die Kllägerin eine

Nachfragepflicht besteht, wenn den Gegchädigten nur ein einheitlicher Tarif offeriart rruird. Dle Be-

kiagte ist ferner der Ansicht, dass die Geschädigte sich durch die Nichtnutzurtg ihres Frahzeugs

ersparte Auflrrendungen im Wege der Vorteilsausgleich hätte anrechnen lassen mürseen. (Blatt

40 der Akte).

Das Gericht hat nach Zustimmung der Parteien am 18,09.2018 das schriftllche V'er'fahren be-

schlossen (Bl. 100 d.A,),

EntscheidungsgrÜnde

Die Klägerin hat einen Anspruch auf Zahlung von 657,97€ gem. SS 7, 17 SIV'G, 115 \/VG,398,

249 BGB

Die Geschädlgte hat nach g 24g BGB Anspruch auf Ersatz der Mietwagenkosten jedentalls für die

Dauer der Reparatur. Hinzuzurechnen sind die Schadensfeststellungs- und Üborlegungsfristen.

Vor diesem Hintergrund ist bei einer vom sachvarständlgen geschätzten Repraraturdetuer von ,,

c€,,, 8 Tagen (mithin 10 Kalendertagen), einer Üblichen Überlegungsfrist von ll Tagen und einer

Schadensfeststellungsdauer von hler 2 f agen von einer insgesamt sich erstreckendran Dauer

Vor,t ,,6s." 15 Kalendertagen. Da vorliegend der Sachverständlge kelne konkrete Daur=r angab,

sondern eine Wahrscheinlichkeit der Abwelchung von dar geschätzten Reparaturdauor bereits

mit dem Zrtsatz'ca." kenntlich machte und das Risiko von Reperaturveaögerungen z:u l-asten
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des Schädiger gehen (oLG Köln VersR 2000, 336), umfasst der zu erstattende Zeltrcum hier

auch den zusätzlichen Tag, mithin Insgesamt 16 Tage'

Nacn ständiger Rechtsprechung kann der Geschädigte grundsätzlich vom schädiger und dessen

Haftpflichtversicherung nach s 24g Abs. 1 sak.2 BGB als erforderliphen Hersteltungsraufwand Er-

satz derJenigen Mietwagenkosten verlangen, dle ein verständlger, wirtschaftllc;h denkender Men-

sch In der Lage der Geschädigten frir zweckmäßig und notwendig halten durfte, Die G;er;chädigte

tst hierbel nach ,cem aus dem Grundsatz der Erforderlichkelt hergeleiteten Wlrtschattliohkeltsge-

bot gehalten, im Rahmen des ihr Zumutbaren von mehreren möglichen den wirtschaftlicheren

weg der Schadensbehebung zu wählen, Das badeutet, dass sie gehalten ist, bei mr:hreren auf

dem örilrch retevanten Markt - nicht nur für unfallgeschädigte - erhältlichen Tarifen für clie Anmie-

tung eines vergleichbaren Ersatzfahrzeugs grundsätzllch nur den günstlgeren Mietprels als zur

Herstelung oblektiv erforrjerllch ersetzt verlangen kann (ständlge Rechteprechung; v131, BGH, Ur-

teil vom 05.03.21113, Az. Vl ZR 245111' Rn, 15; zitiertijber juris'de)' Dies bedeutet' derssgrund-

sätzlich nur der sog. Normal-Tarlf verlangt werden kann, walcher im wege der schadensschät-

zung gem. S 2g7 ZpO unter Heranztehung der Mietpreisspiegel von Schwack.e und Fraunhofer

bestimmt werden kann.

Nach obergerichlicher Rechtsprechung, der slch das erkennende Gericht anschllrrß't, ist der

schadensschätz.ung nach g zET zpo der arithmetische Mittelwert aus dem gewicl"rterten Mittel-

wert des jeweiligen schwacke-Mietpreisspiegels einerseits und dar zeitlich einschläglgen Fraun'

hofer-Liste andererseito zugruncre zu legen (vgl. oLG Celle, Urteil vom 29'a2.201,2, Az" 14 U

49111, Rn 14: OLG Kötn, Urrell vom g0.07.2013, Az, 15lJ 212112, Rn. 30; LG L-übeck, l'Jrteil vom

20.12.2013, Az. 1 S 87/13, Rn, 4;zittarl über juris,de)' Dlese Vorgehensweise wurde beretts in

der Vergangenheit vom BGH gebtttlgt (vgl, BGH, Urteilvom 18.12.2012, Az, Vl ZR 31911'1, Rn 10;

urteli vom 1g.05.2010 Az. Vl ZR zg3t}g, Rn. 4; zltlert über juris.de). Angesichts dererlheblichen

Wertdifferenzen beider Tabellen und der Kritik, die an beiden Werken durch Vertreter des jeweils

anderen Lagers geäußert wlrd, ist es biltig, beide Tabellen in gleichranglger weise anzuwenden.

Da beide werke stärken und schwächen aufweisen, kann nach diesseitiger Auffassung nlcht

übezeugend einem der beiden Werke der Vorzug elngeräumt werden (vgl. OLG Köln, a.a.O., Rn'

30: LG Lübeck, a.a.O., Rn. 4). Nach der Rechtsprechung des BGH bedarf es bei konlkreten An-

griffen auf eines der Werke insoweil auch nicht aruingend der Einholung eines Sachvers;tändigen-

gutachtens. Das erkennende Gericht kann den Angriffen und Zweifeln an der jeweiligen'labelle irn

Rahmen seines Schadensschätzungsrechts dedurch Rechnung tragert, dass dlese mit Ab- oder

Zuschlägen angewendet werden (vgl' BGH VIZR 316111' Rn' 10)'
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Die Berechnung erfolgt dabel unter Anwendung der fiir den Anmletzeitpunkt aktuellen Tabelle -
sowohl dle Schwacke- als auch die Fraunhofer"Tabelle werden nunmehr jährllch herausgegeQ'en

- da es für die ortsübilchen Mietkosten auf die zu dlesem Zeitpunkt geltenden N4iertprelse an-

kommt. Maßgebllcher postleiEahlenbezirk ist der Anmietort, vorliegend also der Postleltzahlenbe-

zirk der Klägerin (BGH, Urteil vom 02.A2.2010, Az. Vl ZRTl09, Rn. 15; zitiert überJuris,de), Aus-

zugehen ist In beiden Tabellen jeweils von dem arithmetischen Mittal. Dles folgt daraue;, dass die

Fraunhofer-Tabelle tedigllcrr den arithmetischen Mittelwert bereit hält und ein RÜckgriff PUf diesert

wert auch boi der schwacke-Tabelle mögllch ist. Diese Vorgeherrswelse fÜhrt zu einer Anglei-

chung der Erhebungemethoden. (LG Lübeck, a.a.Q., Rn. s). Des Weiteren ist für die konkrete Be-

rechnung die tatsächilch errelchte Gesamtmietdsuer maßgebend, Der Berechnung :lugrunde ge-

legt wird dabel cter in den Tabellen enthaltene größte Zeitabschnitt und daraus qin entsprechender

1-Tages^Wert errechnet, d6r sodann mit der Anzahl der tatsächlichen Gesamtmiettage multipll-

zlert wird (LG Liibeck, a.a.O., Rn, 5).

Auf dieser Grundlage ergibt sich:

Nach der schwackeliste 2014 (pLZ-Bezirk 532XX), deren Erhebungszeitraum das A,nmietdatum

erfasst, fallen bei etnem Wochentarif fürdle Klasse 26Q5,82 Euro pro Woche und beielnem Ta-

gestarif g7,g0 € pro Tag an. Für 16 Tage liegen die Kosten insoweit bei1,407,44 Eurcl. DerWo-

chentarif nach <jer Fraunhofer-Liste 2014 (PLZ-Gebiet 53XXX) beträgt für dle Klasse '2 183,67 Eu-

ro. Der Tagestarlf liegt bei 5g Euro. Bet einer 16 tätigen Anmletung ergeben sich Kosteln in Höhe

von 485,34 Euro.

Das arithmetisc,he Mlttel dieser Summen beträgt 14OT ,44 Euro + 485,34 Euro = 1892,38 Euro : 2

= 946,19 Euro.

Da die Geschädigte - was die Beklagte nicht bestritten hat - mit der Klägerin einen se,lbstbehalt

von unter 500,00 Euro für elne Vollkaskoversichorung vereinbart hat, sind dom arlthmetischen

Mittelwert aus schwacke und Fraunhofer die ln einer gesonderten Tabelle der schwacke-Liste

enthattenen Kosten für eine Volll<askoversicherung mit einem Selbstbehalt von unter 500,00 Euro

hlnzuzurechnen, denn die Fraunhofer-Liste berücksichtigt lediglich elne selbstbeteiligung von

750,00 bls 950,00 Euro. Das erkennende Gericht ist bel der nach s 2s7 zPQ vorzune;hmenden

schätzung berechtigt, den wert insoweit der schwacke-Liste zu entnehmen, da andere Ver-

gleichspositionen bzw Schätzungsgrundlagen nicht verfügbar sind. Nach der Schwacke-Liste

20141ür Ktasse 2, arith. Mittet ergibt sich ein Aufschlag in Höhe von 17,61 Euro x 10l-age'also

insgesamt 281,76 Euro.
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Wegen unfallspezifischer Kostenfaldoren, dle zur Wiederherstellung erforderllch sincl, iist sodann

auf den Normattarif lm Wege der SchadbnsschäEung ein Zuschlag von 20 % vozunohmen' Hier-

für genLrgt, das:; spezifische Leistungen bel der.Vermietung an Unfallgeschädigte allgomein den

höheren Mietpreris rochtfertigen (BGH, UtI..02, Februar 2010, Vl ZR 7109, zltierl nach juris Tz. 10)'

Dagegen lst es nicht von Bed€utung, dass dem Geschädigten die Mehrleistungein ,zugute ge-

kommen sind (patandt/Grüneberg, BGB, 77. Aufl., S 249 Rn.33 unterZltlerung'von BGH NJW

200S, 2910, 2010, 1445). Vorliegend hat die Klägerin u. a. vorgetragen, dass ein Ven:icht auf die

Vorfinanzlerung durch die Geschädigte stattfand. lnsbesondere der Punkt der Vorflnetn,Iierung ist

berelts vom BGH als unfallspeziflscher, elnen Unfalllersatztarif rechtfertlgender Urnstand aner'

kannt worden. Einer Beweisaufnahme hierüber bedurfte es nicht, da es insoweit gerado nicht auf

die kont<rete Situation ankommt. Ebenso wenlg kommt es für die Beurteilung der Erfrrrrjerlichkelt

im Sinne von g 249 BGB darauf an, ob dem Geschädigten im konkreten Fall die unfallspezlflsche

kostenerhöhende Leistung dss Vermieters zugute kam. Es bedurfte daher weder einers Vortrages

des Klägers nooh eines entsprechenden Beweises dazu, dass die Geschädigte zu oiner Vodi-

nanzierung nicht im Stande war (vgl, LG Lübeck, Urtell vom 20. Dezember 2013 - 1 S 87/13 -,

Rn. B, juris).

Z0% der nach derm Normaltarif erstattungsfähigen Mietwagenkosten von 946,19 Euro sind 189,29

€. Insgesamt ergeben sich zuzügllch Kosten der Selbstbeteiligungsreduzierung ersliattungsfähi-

ge Kosten von 1417,19 €.

Auf diese Kosten hat die Beklagte bereits einen Betrag in Flöhe von759,22€ gezahlt, sodass ein

Restbetrag von €i57,97 € offen blieben.

Der Einwand der Beklagten, dass der Geschädlgten günstigere Mietwagenpreise angeboten wur'

den velfängt nlcht, da insoweit nicht dargelegt wurde, dass der Geschädlgten das konkrete Ange-

bc,t in der konkreten Situation ,ohne welteres" (BGH, Urteil vom 26, April 2016 - Vl 2R563/15--'

Rn. 7, Juris) zugängllch gewesen wäre. Aus dem vorstehenden Schreiben ergitrt slch lediglich die

Mitteilung von verschiedenen Mietwagen und deren Tagesnettoprelsen elnschlleßlich Zusatzlei-

stungen. Alleln aufgrund dleses Schrelbens wäre es dem Geschädigten jedoch nicht möglich ge-

wesen, ein günstigeres Ersatzfahzeug anzumieten. Vielmehr hätte dieser siclt nunmehr seiner-

serts noch mit den jeweiligen Mietwagenfirmen in Verbindung setzen mÜssen, um dle tatsächli-

che Anmretmöglichkeit und deren Kosten abzuklären bzw. auszuhandeln^ Hierin liegt keine Zu'

gänglichkeit im Sinne der vorstehenden Rechtsprechung. Hierfrjr wäre nech Auffessunl3 des Ge-

richts vlelmehr erforderllch, dass dem Geschädigten ein konkretes Angebot über die Anmieturtg

L-ines gunstigeren Ersatzfahrzeuges übersandt wird, welches er lediglich nocl-r annehnnen mÜs-
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se. So lag offenbar auch der von der Beklagten in Bezug genommene Fall des BGH vo,m'26, April

2016. Dort hat die tlaftpflichtversicherung des Schädigers die Organisation des Mitltwagens eiln-

schließlich der Kommunikation rnit dem Mietwagenunternohmen übernommen, vvelches sich

dann selnerseits an den Geschädigten gewandt und (nur noch) den Abholort des lvlietwagens

mitgeteilt hat- \/orliegend waren die tatsächlichen Modalitäten der Anmietung eines arngebllch gün-

stigeren Ersatz:fahrzeuges jedoch völlig offen und hätten vom Geschädlgten bel dem jeweiligen

Mietwagenunternehmen erst noch in Erfahrung gebracht bzw. mit diesem ausgehandelt werden

müssen (AG Berlin-Mltte, Urteil vom 17. August 2016 -7 C 3060|6 -, Rn. 16, juris).

Der Zlnsanspruch sowie der Anspruch auf Erstattung der vorgerichtlichen Rechtsarrwaltskosten

beruht auf $$ 2136, 288 BGB.

Die prcrzessusl(an Nebenentscheidungen berufen auf SS 92, 7 A8, 7 1 1 ZPO.

Rechtebehelfsbelehrung :

Gegen dle Entsclreidung kann das Rechtsmittel der B€rufung eingelegt werden. Dle Berufung lst nur zuläs-

sig, wenn der Werrt des tsesohwerdegegenstands 600 Euro übersteigtoderdae Gericht des ereten Rechtszu-

ges die Berufung im Urteilzugelasaen hat.

Die Berufung lst blnnen einer Notfrist von elnem Monat bei dem

Liandgerlcht Lübeck

Schwartauer Landstraße 9-1 1

2.3554 Ltibeck

einzulegen.

Dle Frlst beginnt rnit der Zustellung der vollständigen Entscheldung, spätest€ns mit Ablauf von fünf Monaten

naoh der Verk{rndung der Entscheidung.

Die Berufung muse mit Schrlftsatz durch eine Rochtsanwältln oder einen Rechtsanwalt elngelagt vlerden. Die

Barufungsoohrift nruss die Bezelchnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthralten, dass

Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnon zwsi Monaten mlt AnwaltsschrlftsaE begründet werden. Auch diese Frlst beglnnt

mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.

Gegen die Enlschaidung, mit der der Streltwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden,
,,vrsnn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro 'überstelgt oder das Gerlcht dle Besohwortle zugelas'

5eri llat.

Die Beschwerde tst binnen sechg Monaten bei dam

Amtsgericht Oldenburg in Holetein
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G;öhler Straße 90
2,3758 Oldenburg ln Holsteln

einzulegen.

Die Frlst beginnt rrnit Eintreten der Rechtskraft der Entschetdung in der Hauplsache oder dor snderweitig€n
Erledigung des Vrsrfahrens. lst der Str€ltwert später als elnen Monat vor Ablauf der gechsmc)natlgen Frist

festgesetzt worden, kann die Beechwerde noch Innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-

tottung des Festsetzungsboschlusses eingelegt werden, lm Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschlues
mit dem drittan Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht

Die Beschwerde kst schrlftllch elnzulegon oder durch Erklärung zu Protokollder Goschäftsstellel des genann'

ten Gerichts. Sje liann auch vor der Gaschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt wsrrCsn; dle Frlst
iet jadoch nur gerrrahrt, wenn das Protokoll rechtreitlg bel dem oben genannten Gericht eingeht. Eiine anwalt-

lrche Mitwlrkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektroniechee Dokument eingereicht werden. Eine einfache Ei-N{all genügt

den gesetzlichen ltnforderungen nicht.

Das elektronlsche Dokument muss
- mit einer quailifizierten elektronischen Signatur der vorantwortenden Person versehen sein oder
. von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ubermittlungsweg eringereioht werden.

Ein elektronisches Dokument, dac mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der vergntwrrrtenden Per-

son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:
- auf ein€m slcheren Übermittlungsweg oder
- an das für dern Empfang elehronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und V€Mal-

tungspostfachr (EGVP) des Gerichts

Wegon der sicherern Übermittlungswege wird auf $ 130a Abeatz 4 der Zivilprozessordnung vorwiesan. Hln-

stchtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gorichten wlrd auf die

Verordnung über die technlschen Rahmenbedlngungen des elektronlschen Rechtsverkehrs und riber das be-

sord€re etektronlsche Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) irr dler Jeweils
geltenden Fassung eowie auf die Internetsoite www.justiz,de verwiesen.

Dr. Grundmann
Richter
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